
 
 

1 

Regelung von unabhängigen Verwertungseinrichtungen anstatt 
Einschränkung der Direktverwertung von Urheberrechten 

Stellungnahme und Gegenvorschlag zur geplanten Änderung von Art. 40 URG (Parlamenta-
rische Initiative 25.434 «Urheberrechte. Für eine klare Rechteverwertung bei Konzerten») 

von Reinhard Oertli 

 

I. Gegenstand 

Die vorliegende Stellungnahme bezieht sich auf den Vorentwurf der Kommission für Wissen-

schaft, Bildung und Kultur des Ständerates (WBK-S) vom 17. Februar 2026 zur Änderung 

von Art. 40 des Urheberrechtsgesetzes (URG). Der Vorentwurf geht auf die parlamentari-

sche Initiative 25.434 «Urheberrechte. Für eine klare Rechteverwertung bei Konzerten» zu-

rück, welche die WBK-S am 8. April 2025 einstimmig beschlossen hat und der die Kommis-

sion für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrates (WBK-N) am 15. August 2025 

ebenfalls einstimmig Folge gab. 

Ich anerkenne die von der WBK-S identifizierten Probleme im Grundsatz, bin jedoch der Auf-

fassung, dass der vorgeschlagene Lösungsansatz am falschen Punkt ansetzt. Anstelle einer 

Einschränkung der persönlichen Verwertung schlagen wir die Einführung einer neuen Kate-

gorie der Unabhängigen Verwertungseinrichtung ins URG vor, verbunden mit einer ge-

zielten Regulierung dieser Akteure. 

II. Geltende Rechtslage 

Nach geltendem Recht unterliegt die Verwertung der ausschliesslichen Rechte zur Auffüh-

rung und Sendung nichttheatralischer Werke der Musik der Bundesaufsicht (Art. 40 Abs. 1 

Bst. a URG). In der Praxis bedeutet dies, dass Konzertveranstalter alle erforderlichen Auf-

führungsrechte mit einer einzigen Lizenz über die Verwertungsgesellschaft SUISA erwerben 

können. Dieses eingespielte System der kollektiven Verwertung reduziert die Transaktions-

kosten erheblich, gewährleistet Rechts- und Planungssicherheit für die Veranstalter und 

stellt sicher, dass die Aufführungsrechte durchgesetzt und die Einnahmen korrekt auf alle 

beteiligten Urheber verteilt werden. 

Art. 40 Abs. 3 URG sieht in seiner geltenden Fassung einen Vorbehalt der persönlichen Ver-

wertung vor: Die Verwertung der ausschliesslichen Rechte nach Art. 40 Abs. 1 Bst. a durch 

den Urheber oder die Urheberin oder deren Erben persönlich ist nicht der Bundesaufsicht 

unterstellt. Wenn Werke aufgeführt werden, kann der Veranstalter die Vergütung für die Ur-

heberrechte an diesen Werken direkt mit den Urhebern abrechnen. 

Diesen Vorbehalt der persönlichen Verwertung nutzen zunehmend unabhängige Verwer-

tungseinrichtung aus. Diese bewegen Urheber dazu, die persönliche Rechtewahrnehmung 

zu erklären, und lassen sich anschliessend als deren Vertreter beauftragen. In dieser Funk-

tion verhandeln sie mit den Veranstaltern über die Aufführungsrechte. Viele lassen sich die 

Urheberrechte auch abtreten und gehen damit über den Rahmen der persönlichen Verwer-

tung von Art. 40 Abs. 3 hinaus. Da solche Verwertungseinrichtung – anders als die SUISA – 
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nicht an einen Tarif gebunden sind, können sie gegebenenfalls übertarifliche Vergütungen 

aushandeln. Die WBK-S qualifiziert dieses Geschäftsmodell als nicht nachhaltig, weil es die 

über die Kollektivierung der Rechtewahrnehmung geschaffene Markttransparenz zerstört: 

Veranstalter müssen zusätzlich zur SUISA mit einer unbekannten Anzahl von Direktlizenzie-

rern verhandeln, es kann zu doppelten Abrechnungen kommen, und die Rechts- und Pla-

nungssicherheit entfällt. 

Anderseits ist es durchaus angezeigt, zusätzliche Lösungen in Erwägung zu ziehen, welche 

Alternativen zur Verwertung durch die SUISA darstellen und insofern die Monopolstellung 

der SUISA weiter aufweichen. Aber das darf nicht dadurch geschehen, dass neue Konkur-

renten mit unfairen Vorteilen auftreten dürfen, indem sie selektiv Rechte vermarkten und 

Preise individuell gestalten können, ohne angemessenen Pflichten und Kontrollmechanis-

men zu unterliegen. 

III. Vorgeschlagene Gesetzesänderung 

Der Vorentwurf der WBK-S konkretisiert Art. 40 Abs. 3 URG, indem der bestehende Absatz 

in einen Buchstaben a und einen Buchstaben b unterteilt wird. 

Buchstabe a regelt die persönliche Verwertung der Rechte zur Sendung nichttheatralischer 

Werke der Musik und zur Herstellung von Tonträgern oder Tonbildträgern; inhaltlich wird 

diesbezüglich nichts geändert. 

Die eigentliche Neuerung betrifft Buchstabe b: Die persönliche Verwertung des ausschliess-

lichen Rechts zur Aufführung nichttheatralischer Werke der Musik ist nur dann nicht der Bun-

desaufsicht unterstellt, wenn kumulativ zwei Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Der Urheber wirkt an der Aufführung als Interpret mit (Art. 40 Abs. 3 Bst. b Ziff. 1 

URG). 

2. An der Aufführung werden ausschliesslich Werke aufgeführt, deren Urheber alleini-

ger Inhaber des Rechts zur Aufführung ist (Art. 40 Abs. 3 Bst. b Ziff. 2 URG). 

Mit anderen Worten: Die persönliche Verwertung wird auf Urheber-Interpreten einschränkt 

und steht solchen nur dann offen, wenn sie ausschliesslich eigene Werke aufführen. Für Ur-

heber, die ihre Werke nicht selbst aufführen, und Interpreten-Urheber, die neben ihren eige-

nen Werken auch Werke Dritter aufführen, entfällt die Möglichkeit der persönlichen Verwer-

tung und die Abrechnung muss zwingend über die SUISA erfolgen. 

IV. Würdigung des Vorschlags 

Die von der WBK-S vorgebrachten Argumente sind an sich zutreffend. Einheitliche Regeln 

schaffen Klarheit darüber, wann eine persönliche Verwertung zulässig ist, und erhöhen die 

Rechtssicherheit. Und es soll sichergestellt werden, dass die Veranstalter auf einfache 

Weise alle Urheber berücksichtigt können und vor dem Risiko unvollständiger Lizenzen ge-

schützt sind. Aber der Vorschlag will dieses Ziel ausschliesslich über eine Ausdehnung des 

Monopols der SUISA erreichen, ohne wettbewerbsfreundlichere Lösungen in Erwägung zu 

ziehen. 

Zudem trifft der vorgeschlagene Text von Art. 40 Abs. 3 URG die falsche Unterscheidung. Er 

belässt die Wahlfreiheit nur für Urheber-Interpreten, welche an einer Aufführung 
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ausschliesslich eigene Werke selbst aufführen. Diese Kategorie umfasst aber zwei wirt-

schaftlich diametral verschiedene Gruppen: 

Einerseits fallen darunter die Singer-Songwriter, welche ihre eigenen Rechte aus ideellen 

Gründen selbst verwalten wollen. Für sie macht die persönliche Verwertung tatsächlich Sinn, 

und sie hat keine negativen Auswirkungen auf das kollektive System. Sie sind häufig wirt-

schaftlich relativ schwach. Andererseits profitieren von der Ausnahme auch internationale 

Mega-Stars, welche über eine starke Marktstellung verfügen und aus der kollektiven Verwer-

tung aussteigen wollen, um ihren Ertrag zu maximieren – und zwar typischerweise unter Ein-

schaltung professioneller Unternehmen, die als independent management entities (IME) das 

Lizenz- und Inkassogeschäft mit Gewinnabsicht für eine Vielzahl von Künstlern betreiben 

und von diesen weder direkt noch indirekt kontrolliert werden. 

Gleichzeitig nimmt der Vorentwurf die Wahlfreiheit denjenigen Urhebern weg, welche ihre 

Werke nicht selbst aufführen. Dabei wird der Begriff der Aufführung im Bereich der elektroni-

schen Musik mit ihren Edits, Mashups und Remixes zunehmend schwerer zu fassen.  

Und gleichzeitig nimmt der Vorentwurf die Wahlfreiheit auch denjenigen Urhebern weg, wel-

che neben ihren selbstgeschaffenen Werken auch Werke Dritter aufführen. In der heutigen 

musikalischen Praxis – in der Zeit des Sampling, des musikalischen Pasticcio und der Kol-

lektivschöpfung von Musikwerken – stellt die Aufführung ausschliesslich eigener Werke zu-

nehmend die Ausnahme dar. Sobald Musikerinnen und Musiker auch Werke Dritter auffüh-

ren oder durch eine Vorgruppe aufführen lassen, entfällt gemäss dem Vorentwurf die Mög-

lichkeit der persönlichen Verwertung, und die Abrechnung muss zwingend über die SUISA 

erfolgen. 

Der Vorentwurf schränkt damit die Wahlfreiheit derjenigen Urheber ein, die in der Praxis am 

häufigsten betroffen sind, belässt sie aber den wirtschaftlich starken Akteuren und ihren 

IME, welche die eigentliche Ursache des identifizierten Problems darstellen. Es ist zwar rich-

tig, das Monopol der SUISA zu hinterfragen, aber das darf nicht dadurch geschehen, dass 

neue Konkurrenten mit unfairen Vorteilen auftreten dürfen, indem sie selektiv Rechte ver-

markten und Preise individuell gestalten können, ohne den kollektivrechtlichen Ausgleichs- 

und Kontrollmechanismen zu unterliegen. 

Konkrete Beispiele verdeutlicht die Problematik des vorgeschlagenen Unterscheidungskrite-

riums: Die Luzerner Singer-Songwriterin Tiffany Limacher singt neben ihren eigenen Chan-

sons und Indie-Pop-Werken auch Cover-Versionen (z.B. «Es Näscht»). Bastian Baker singt 

neben seinem eigenen Repertoire auch Klassiker und Hip-Hop-Crossover (wie Lo & Leducs 

“Jung verdammt”). Stephan Eicher führt seit vielen Jahren ein Repertoire an eigenen Wer-

ken auf, daneben aber auch Werke von Mani Matter («Hemmige», «Dr. Alpeflug»). Sie alle 

verlören die Möglichkeit der Direktlizenzierung – obwohl sie genau dem Typus der Singer-

Songwriter entsprechen, die gemäss dem erläuternden Bericht bevorzug behandelt werden 

sollen. Ebenso verliert ein Musiker, der mit einem Co-Autor ein einziges Stück seines Pro-

gramms gemeinsam geschrieben hat, das Recht zur persönlichen Verwertung des gesam-

ten Konzerts. Der Vorentwurf nimmt damit das Recht zur Direktlizenzierung auch solchen 

Akteuren weg, deren künstlerisches Modell gerade gefördert werden soll. 
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V. Alternativer Vorschlag: Zulassung und Regulierung der Unabhängigen 

Verwertungseinrichtung 

Grundsatz 

Richtiger wäre es, nicht danach zu unterscheiden, ob ein Urheber eigene Werke aufführt 

und ausschliesslich solche aufführt, sondern danach, ob ein Urheber seine Rechte tatsäch-

lich persönlich verwaltet – oder durch eine Unabhängige Verwertungseinrichtung verwalten 

lässt, welche das Lizenz- und Inkassogeschäft mit Gewinnabsicht für eine breite Palette von 

Rechteinhabern betreibt und damit funktional als Alternative zu einer Verwertungsgesell-

schaft auftritt. 

Dabei ist die Wahlfreiheit der Urheber (Direktlizenzierer) zu wahren. Es greift nicht in das 

Selbstbestimmungsrecht der Urheber über das Vermarktungsmodell ihrer Inhalte ein, wenn 

der Lizenzvermarkter, der in ihrem Namen handelt, den angemessenen und notwendigen 

regulatorischen Mindestanforderungen unterworfen wird. Die Wahlfreiheit der Direktlizenzie-

rer bleibt gewahrt; reguliert wird lediglich die Tätigkeit ihrer Vertreter. 

Art. 40 Abs. 3 URG ist daher in seiner geltenden Fassung zu belassen. Stattdessen sind drei 

neue Bestimmungen in das URG aufzunehmen. 

Vorgeschlagene Gesetzesbestimmungen 

Art. 40 Abs. 4 (neu) 

Dem geltenden Art. 40 Abs. 1 bis 3 URG wird folgender vierter Absatz hinzugefügt: 

Die Urheber oder Urheberinnen können die Rechte nach Abs. 1 Bst. a auch 

durch eine Unabhängige Verwertungseinrichtung wahrnehmen lassen. 

Dieser neue Absatz anerkennt ausdrücklich, dass Urheber ihre Rechte nicht nur persönlich, 

sondern auch durch eine Unabhängige Verwertungseinrichtung wahrnehmen lassen kön-

nen. Sie können solchen auch ihre Rechte treuhänderisch abtreten. Er schafft damit die ge-

setzliche Grundlage für die Tätigkeit der IME, unterstellt diese aber zugleich den nachfolgen-

den Registrierungs- und Regulierungsbestimmungen. 

Art. 41a (neu) – Registrierungspflicht 

Unabhängige Verwertungseinrichtungen müssen sich beim IGE registrieren 

lassen. Solche mit Sitz im Ausland müssen eine Adresse im Inland angeben. 

Die Registrierungspflicht beim Institut für Geistiges Eigentum (IGE) stellt sicher, dass alle am 

Markt tätigen Unabhängigen Verwertungseinrichtungen behördlich erfasst sind. Das IGE er-

hält dadurch die Möglichkeit, die Einhaltung der regulatorischen Anforderungen zu überwa-

chen und bei Verstössen einzuschreiten. 

Art. 43a (neu) – Definition und Pflichten 

Unabhängige Verwertungseinrichtungen sind Organisationen, die Urheber-

rechte oder verwandte Schutzrechte für eine Vielzahl von Rechteinhabern in 

eigenem oder in fremdem Namen verwerten, weder direkt noch indirekt, voll-

ständig oder teilweise im Eigentum der Rechteinhaber stehen noch direkt 

oder indirekt, vollständig oder teilweise von den Rechteinhabern beherrscht 

werden und auf Gewinn gerichtet sind. 
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Der Bundesrat regelt die sie betreffenden Publizitätspflichten und Informati-

onspflichten auf Anfrage gegenüber Nutzern und anderen Dritten sowie die 

Informations-, Rechenschafts- und Transparenzpflichten gegenüber den Ur-

hebern und Urheberinnen und deren Rechtsnachfolgern sowie die Auskunfts- 

und Rechenschaftspflicht gegenüber dem IGE als Aufsichtsbehörde. 

Die Definition grenzt die Unabhängige Verwertungseinrichtungen sowohl von den Verwer-

tungsgesellschaften im Sinne von Art. 42 URG ab (welche im Eigentum der Rechteinhaber 

stehen oder von diesen beherrscht werden und sind nicht gewinnstrebig) als auch von der 

persönlichen Verwertung durch den Urheber selbst. Die Delegationsnorm an den Bundesrat 

gewährleistet, dass die regulatorischen Anforderungen im Einzelnen flexibel und praxisnah 

ausgestaltet werden können. 

Kernelemente der vorgeschlagenen Regulierung 

Die vorgeschlagenen Bestimmungen verfolgen insbesondere folgende Ziele: 

Publizitätspflicht. Unabhängige Verwertungseinrichtungen sollen ihre Tarifstrukturen, Li-

zenzbedingungen, Standardverträge und Eigentümerstrukturen veröffentlichen. 

Informationspflicht auf Anfrage: Unabhängige Verwertungseinrichtungen sollen für einen 

Einzelfall die konkreten Aufführungsbedingungen (betragsmässige Urheberrechtsaggabe, 

konkrete Bedingungen für die Aufführung etc.) auf erste Anfrage eines Veranstalters hin voll-

ständig offenlegen und diese nach erfolgter Offenlegung nicht mehr einseitig ändern. Diese 

Pflichten zur Offenlegung, Information auf Anfrage und Bindung sollen verhindern, dass IME 

Veranstalter unmittelbar vor dem Konzert mit überraschend höheren Forderungen konfron-

tiert und damit erpressbar werden. 

Ausschliesslichkeits- und Vollständigkeitsgarantie. Unabhängige Verwertungseinrich-

tungen sollen gegenüber den Veranstaltern garantieren, dass die lizenzierten Rechte nicht 

gleichzeitig einer Verwertungsgesellschaft zur Wahrnehmung übertragen wurden bzw. dass 

etwaige Überschneidungen vertraglich bereinigt sind (Ausschliesslichkeits- bzw. Vollstän-

digkeitsgarantie). Damit wird das Risiko doppelter Abrechnungen, das die WBK-S zu Recht 

als problematisch identifiziert hat, wirksam adressiert. 

Transparenz und Rechenschaftspflicht. Die in NArt. 43a Abs. 2 vorgesehene Delegati-

onsnorm ermächtigt den Bundesrat, die Transparenz- und Rechenschaftspflichten im Einzel-

nen zu regeln. Diese sollen sowohl gegenüber den Nutzern (Veranstaltern) als auch gegen-

über dem Publikum, den Urhebern und dem IGE als Aufsichtsbehörde gelten. 

Aufsicht durch das IGE. Die Registrierungspflicht nach NArt. 41a und die Auskunfts- und 

Rechenschaftspflicht gegenüber dem IGE gemäss nArt. 43a schaffen die Grundlage für eine 

behördliche Aufsicht. 
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VI. Ergebnis 

Der Vorentwurf der WBK-S zur Änderung von Art. 40 Abs. 3 URG verfolgt ein berechtigtes 

Ziel, verfehlt aber die geeignete regulatorische Lösung. Er schränkt die Wahlfreiheit der Ur-

heber übermässig ein und regelt die Tätigkeit der Unabhängigen Verwertungseinrichtungen 

nicht, welche die eigentliche Ursache des identifizierten Problems darstellen. 

Anstatt die persönliche Verwertung weiter einzuschränken, sollte der Gesetzgeber Art. 40 

Abs. 3 URG in seiner geltenden Fassung belassen und stattdessen die Tätigkeit der Unab-

hängigen Verwertungseinrichtungen durch die vorgeschlagenen nArt. 40 Abs. 4, nArt. 41a 

und nArt. 43a URG einer massgeschneiderten Regulierung unterstellen. Dieser Ansatz 

wahrt die Wahlfreiheit der Urheber, schafft gleich lange Spiesse zwischen Verwertungsge-

sellschaften und Unabhängigen Verwertungseinrichtungen und schützt die berechtigten Inte-

ressen der Veranstalter an Rechts- und Planungssicherheit. 

 

Dr. iur. Reinhard Oertli, LL.M., Rechtsanwalt 
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